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Wirtschaft

FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG

|  RECHT UND STEUERN |

U nternehmen müssen rechtli-
che und wirtschaftliche Inte-
ressen oft in komplexe Ver-
tragswerke gießen. Dies gilt in 

besonderem Maße für Vorhaben im In -
fra struk tur- und Energiesektor.  Durch 
das Infrastrukturpaket der Bundesregie-
rung sollen solche Projekte in den kom-
menden Jahren besonders gefördert wer-
den. Rechtliche Verlässlichkeit ist für die 
erfolgreiche Umsetzung ein entscheiden-
der Faktor.

 Im deutschen Recht kritisch ist die 
recht weitgehende Kontrolle von Ver-
tragsklauseln durch das Recht der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen (AGB). 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat hier  
mit einem Beschluss zu Schiedsklauseln 
erfreulicherweise für mehr Klarheit ge-
sorgt: Eine Schiedsklausel bleibt auch 
dann wirksam, wenn die Vertragspartei-
en damit bewusst der strengen Inhalts-
kontrolle des deutschen AGB-Rechts aus-
weichen wollen (Az.:  I ZB 48/24). Vor al-
lem für regulierte Branchen, in denen 
häufig mit standardisierten Vertragswer-
ken gearbeitet wird, ist das eine wichtige 
Entscheidung. Sie stärkt die Vertragsfrei-
heit und schafft Rechtssicherheit bei der 
Gestaltung von Schiedsklauseln, etwa in 
komplexen Liefer-, Errichtungs- und 
Bauverträgen sowie M&A-Gestaltungen. 

Das deutsche Recht hat viele Vorzüge, 
das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) ist 
eine Errungenschaft: Hervorragend 
strukturiert zeigt es sich seit mehr als 125 
Jahren anpassungsfähig an gesellschaftli-
che und wirtschaftliche Entwicklungen. 
Dennoch hat sich das BGB in der Ver-
tragspraxis – im Vergleich etwa zum eng-
lischen Recht –  nie zu einem echten Ex-

portschlager entwickelt. Ein deutlicher  
Schwachpunkt ist die vergleichsweise ex-
zessive Kontrolle von Verträgen durch 
das AGB-Recht. Die „Weite“ des AGB-
Begriffs und die marginalen Unterschie-
de bei der gerichtlichen AGB-Kontrolle 
im Verbraucher- und Unternehmensver-
kehr fallen hier ins Auge. Ein Beispiel 
sind Verträge für den Bau von Großpro-
jekten, die häufig entlang internationaler 
Standards gestaltet werden. Deren Rege-
lungen können im Zweifel AGB darstel-
len, was im Streitfall zu unliebsamen 
Überraschungen führen kann. 

In der Rechtspraxis haben sich daher 
Strategien etabliert, sich der rigiden deut-
schen AGB-Kontrolle zu entziehen, etwa 
indem die Parteien einem Schiedsgericht 
aufgeben, ihren Streit unter Ausschluss 
des AGB-Rechts zu entscheiden. Gesetzli-
cher Ansatzpunkt dafür ist die Regelung 
des § 1051 der Zivilprozessordnung. Sie 
erlaubt Schiedsparteien, diejenigen 
„Rechtsvorschriften“ zu bestimmen, die 
auf den „Inhalt des Rechtsstreits“ an-
wendbar sein sollen. Eine Grenze bilden 
Gestaltungen, die der öffentlichen Ord-
nung in Deutschland widersprechen (so-
genannter Ordre-Public-Vorbehalt). 

Der BGH hatte im entschiedenen Fall 
Gelegenheit, sich mit der folgenden Ge-
staltung zu befassen: Ein Unternehmer 
hatte verschiedene Leistungen für ein in 
den Niederlanden zu errichtendes Car 
Port Solarkraftwerk auszuführen. Es 
kam zum Streit. Die Parteien vereinbar-
ten die Streitbeilegung durch ein 
Schiedsgericht der Deutschen Institu-
tion für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. 
(DIS). Vereinbart war die Geltung deut-
schen Rechts (mit Ausnahme des UN-
Kaufrechts). Ergänzend war eine fakti-
sche Abwahl des AGB-Rechts festgehal-
ten: „Die Parteien vereinbaren 
ausdrücklich, auf die Berufung der An-
wendung der § 305 bis § 310 BGB zu 
verzichten.“ 

Der BGH hatte daran nichts auszuset-
zen. Er stellte klar, dass die Schiedsklau-
sel auch unabhängig von der Rechtswahl 
wirksam sei. Eine etwaige Unwirksam-
keit der Abwahl des AGB-Rechts führe 
nicht zur Unwirksamkeit der Schiedsver-
einbarung. Das Schiedsgericht habe die 
getroffene Rechtswahl zu beachten und 
in eigener Kompetenz ihre Wirksamkeit 
zu prüfen. Staatliche Gerichte könnten 
dann im Verfahren über die Aufhebung 

des Schiedsspruchs oder dessen Voll-
streckbarkeit prüfen, ob die schiedsrich-
terliche Entscheidung mit dem Ordre 
Public vereinbar sei. 

Auch wenn der BGH die Abwahl des 
AGB-Rechts – entgegen manchem Jubel 
in Fachkreisen – nicht ausdrücklich und 
schon gar nicht grenzenlos erlaubt, zieht 
er für die Praxis wichtige Leitlinien: Der 
Ausschluss des AGB-Rechts im Rahmen 
einer Schiedsgerichtsklausel kann er-
folgreich sein. Jedenfalls sind Schieds-
vereinbarungen, die eine Abwahlstrate-
gie verfolgen, nicht per se unwirksam. 
Schließlich kann die Schiedsentschei-
dung, die einen Ausschluss des AGB-
Rechts für wirksam hält, nur unter dem 
Gesichtspunkt des Ordre Public über-
prüft werden. Damit wird den Schieds-
gerichten die Kompetenz und Verant-
wortung zugewiesen, die im Vertrag zum 
Ausdruck kommende Gestaltungs- und 
Vertragsfreiheit der Parteien anhand der 
vom deutschen Recht gezogenen Gren-
zen auszuloten. 

Die BGH-Entscheidung ist zu begrü-
ßen. Sie stärkt die Vertragsfreiheit der 
Parteien und das Vertrauen in die 
 Verlässlichkeit von Schiedsgerichten als 
Streitbeilegungsorgane. Künftig dürfte 
sich eine „beschränkte“ Rechtswahl 
unter Ausschluss des AGB-Rechts als 
Standard bei Schiedsklauseln etablieren. 

Alle Unsicherheiten bei der Abwahl 
von AGB sind damit allerdings nicht be-
seitigt. Hier ist mehr erforderlich. Umso 
begrüßenswerter ist das Versprechen der 
Unionsparteien und der SPD im Koali-
tionsvertrag, wonach große Kapitalge-
sellschaften, wenn sie untereinander 
Verträge unter Verwendung von AGB 
schließen, sich „darauf verlassen kön-
nen, dass das im Rahmen der Parteiauto-
nomie Vereinbarte auch von den Gerich-
ten anerkannt wird“. Es ist zu hoffen, 
dass die Regierung ihre Ankündigung 
umsetzt und ein AGB-Recht schafft, das 
den Interessen aller bei Geschäftsbezie-
hungen zwischen Unternehmen  gerecht 
wird. Damit würde nicht nur Verlässlich-
keit für die dringend gebotene Umset-
zung von Infrastruktur- und Energievor-
haben geschaffen. Auch die Möglichkeit, 
deutsches Recht international zu posi-
tionieren, würde verbessert. 

Der  ist Autor ist Partner im Hamburger Büro 
der Kanzlei Watson Farley & Williams LLP. 

Vertragsfreiheit statt AGB-Kontrolle
Der BGH schafft 
Klarheit für 
unternehmerische 
Schiedsklauseln 
– eine gute Nachricht 
für den  Ausbau
der  Infrastruktur.
 Von Stefan Hoffmann

D er Tourismus in der Tür-
kei, die Besucherzahlen 
sowie die Einnahmen 
kannten nach dem Ende 
der Corona-Pandemie nur 

Der Tourismus ist wichtig für die Türkei. Umso stärker 
fällt auf, dass die Zahl der Reisenden eingebrochen ist. 
Das Land verliert an Konkurrenzfähigkeit. 
Von Andreas Mihm, Berlin

Pauschalurlauber 
meiden die teure Türkei

Pool und Palmen: Der Tourismus in der Türkei verzeichnet Einbußen. Foto AFP
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